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Der kleine Herr Ninſchitſch Die

Ein Feuerwerk von Reden praſſelt nieder. Und alle
ergreifen ſie das Wort. Herr Briand, Chamberlain,

Baldwin, Skrzinsky, und zuletzt in dieſem Reigen des
Deutſchen Reiches Kanzler. Dieſe inter parlamentariſchen

Debatten, dieſe Ausſprachen über die Landesgrenzen hin
weg, ſetzen immer ein, wenn politiſche Probleme zur Ent
ſcheidung reifen. Jm Guten und Böſen. Diesmal iſt das
letztere der Fall. Man redet ſich nicht aneinander heran,
ſondern eher ein wenig auseinander. Man kämpft und

ringt. Skrzinsky vorſichtig und gedämpft für Polens
Ratsſitz. Nur noch die Gleichberechtigung mit Deutſchland

will er, was für Warſchauer Machthunger immerhin be
cheiden iſt. Vor Tiſche las man's anders. Wir verzeich

en es, wenn auch ohne Glauben Der weiße Adler hockt
An ſeinem Käfig und kann die Schwingen nicht frei ent
falten. Oeffnet man ihm das Gitter, ſo iſt ihm kein Ziel
hoch genug. Briand nahm ſich des Freundes an. Schon

etwas heftiger. Er redet europäiſch, aber mit polniſchem
Dialekt. Baldwin vermittelt freundlichſt, doch nicht zwi

ſchen Frankreich und Deutſchland, ſondern zwiſchen den
auseinanderſtrebenden Teilen des eigenen Kobinetts.
Chamberlain ſprach nur für ſich. Er kompromiſſelt.

SHarlb jog es ihn, halb ſank er hin. Er ſucht nach einer
KRückzugslinie, die weniger krumm verläuft als der bisher
veſchrittene Weg.
Hier ſtehe ich, ich kann nicht anders. Sein Appell an das
deutſche Volk verhallt nicht ungehört. Niemand, der

deutſche Anſprüche und deutſche Rechte preisgeben will.

Darin ſind wir ausnahmsweiſe einig.
Es kompromiſſelt. Nach heißem Bemühen. hat

Chamberlain ſo etwas wie eine Rückzugslinfe tatſächlich
gefunden. Ein gerader Weg iſt es nicht. Die Aehnlich

keit mit einem ſich emporſchlängelnden SerpentinWeg iſt
geradezu verteufelt. Keine Entſcheidung im Frühling, erſt
im Herbſt wird man darüber ſprechen, denn was man
nicht verdauen kann, vertraut man einem Anterausſchuß
an. Eine Löſung iſt es nicht, darüber ſind ſich die klugen
Briten wohl auch ſelber klar. Würde es in den Septem

bvertagen wirklich anders? Ob die Knoſpen ſpringen oder
die Früchte reifen, das ſchwediſche Nein bleibt ein Nein.

Jn Stockholm hat man ſich nicht durch leichtfertige Ver
ſprechungen gebunden. Man kann getroſt zu ſeinem Nein
ſtehen. Darauf vertrauen wir. Und fahren zunächſt nach
Genf. Die Erinnerung an Locarno fährt hörbar mit.
An den Ufern des Lac Leman feiert man ein Wieder
ſehen und die Erinnerung an Locarno. Ariſtide Briand
ſchwelgt ſchon in Vorerwartungen. Geradezu hinreißend
hat er in ſeiner Kammer von der Zukunft geſprochen,
weil der Geiſt von Locarno in ihn gefahren iſt. Er fühlt
ſich nur noch als Europäer.

Die franzöſiſche Kammer aber jauchzt ihm zu. Gegen
wenige Stimmen wird der Anſchlag ſeiner großen Rede
Beſchloſſen. Mit 419 gegen 71 die Verträge von Locarno

angenommen. Ein Erfolg, um den man den weſtlichen
Hachbarn beneiden könnte. Wie ſtolz und zuverſichtlich
äußern ſich immer unſere deutſchnationalen Blätter, wenn

von den franzöſiſchen Nationaliſten die Rede geht. Sie
ſind ihre letzte Hoffnung. Der Anker iſt etwas brüchig.
Jn Paris herrſcht Locarnismus, während uns die Rechts

preſſe dauernd von Poincarismus erzählt. Menſchlich be
greiflich, ſie lebt immer von der Vergangenheit und treibt

eine Politik des ewig Geſkrigen, warum ſollte ſie gerade
in dieſer Frage eine Ausnahme machen. Treue gegen

ſich hat ſchon Sheakeſpeare als Vorausſetzung für die
Treue anderer verlangt. And ſie ſind ſich treu, auch wenn
Untreue in dieſem Falle klüger und ehrenvoller wäre.

Um Polen geht es, um dasſelbe Polen, das Deutſche
um ihrer ſprachlichen und kulturellen Zugehörigkeit zum
Reich willen in die Kerker wirft und von Haus und Hof
vertreibt. Die Formel für Genf iſt ach ſo einfach. Wenn

wir nicht die Erweiterung das Rats verhindern können,
dann ſollen wir aber eine Bedingung daran knüpfen Auf
Ratsſitze haben ausſchließlich Kulturnationen Anſpruch.

Dann kommt unſer öſtlicher Nachbar nicht mehr in Frage.
Gerade ein Jahr iſt es her, da begannen die deutſchpol
niſchen Handelsvertragsverhandlungen: Sie mündeten
in einen Zollkrieg ein. Wunden ſchlug er auch un. Wo
zu es leugnen. Aber Polen blutet und der Zloty ſinkt
hofſnungslos in unermeßliche Tieſen. Der Beweis, wer
der Stärkere iſt, gilt als geliefert. Nur für Warſchau
nicht. Die Forderungen werden nicht leiner, ſondern

größer. Ein Achſelzucken. Jn weiſer Selbſterkenntnis
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lehnt Polen es ab, Rechtsbürgſchaften zu geben. Nicht
einmal das Niederlaſſungsrecht. Töricht genug, es über
haupt zu verlangen. Niemanden in der Welt nützt eine
polniſche Verſprechung. Das ſind Wechſel auf ein über
zogenes Konto. Weiſe Vorſicht nimmt ſie erſt garnicht
an. Die Frage muß einmal anders bereinigt werden.

Kehren wir wohlbehalten aus Genf zurück, dann
rüſten wir uns in 6 Wochen zu neuer Reiſe mit unbekann
tem Ziel. Dann folgt die Abrüſtungskonferenz, die als
Satyreſpiel nach gutem alten griechiſchem Muſter im An
ſchluß an die Tragödie gegeben wird. Aeberwältigend,
wenn alle theoretiſch für die Niederlegung der Waffen
ſchwärmen und praktiſch die neuen Rüſtungsvorlagen aus
der Taſche ziehen. England, Frankreich, Jtalien, Amerika.
Wahrſcheinlich auch die anderen. Schade, daß Muſſolini
noch nicht auf ſeiner Rieſenflotte kommen kann. Er will
ſie bauen als Zeichen der Verſöhnung gegen wen?
Taktloſigkeit ſpricht davon, es gälte Frankreich aus dem
Mittelmeere zu verdrängen. Jn England horcht man auf.
Schlägt man den Sack und meint den Eſel London liebt
es nicht, wenn andere den Dreizack Neptuns in ihre
Hände nehmen. Das iſt die einzige Ware made in Eng
land. Muſſolini wagt ein keckes Spiel. So vieles geht
ihm durch, daß ihn die Leidenſchaft noch weiter fortreißt.

Und dabei iſt er garnicht ſo mutig, denn er fürchtet, wie
er zu einem Vertreter des Petit Pariſien ſelbſt geſagt hat,

die deutſche Gefahr. Eigentlich könnten wir uns empor
recken. Waffenlos flößen wir noch dem Duce Reſpekt ein.
Wie würde er erſt vor uns zittern, wenn wir über
Dregdnoughts und einen Geſchützpark verfügen würden.
Der Anſchluß Oeſterreichs an das Reich erſcheint ihm als
Bedrohung, Wir lächeln. Seltſamer Schwärmer. Völ
kiſch und kulturell erſtreben wir die ſtaatliche Gemeinſchaft
mit dem Land um Wien, mehr iſt es nicht, aber eine
Stärkung bedeutet dies politiſch für uns nicht. Es iſt tat
ſächlich mehr Liebe als Berechnung.

Auch Nintſchitſch denkt ähnlich wie ſein großes Vor
bild in Rom. Deshalb ſcheute er den Amweg nicht und
ſprach ſich mit dem intimſten Feinde Jugoſlawiens ver
krauensvoll aus. Haß einigt, auch er will den Anſchluß
Oeſterreichs an das alte Reich nicht dulden. Höchſtens an
Jugoſlawien. Balkanlocarno heißt das neue Schlagwort.
Mit Bulgarien hat man ſich leidlich ausgeſöhnt. Nun
wünſcht man auch Wien als Beute. Erinnerungen ſtören
nicht, obwohl erſt eben in der Skuptſching eine indiskrete
Anfrage nach dem Stand der Kriegsſchuldfrage peinliche
Verlegenheit bereitete. Es gefällt nicht jedem, daß die
Verſündigung Serbiens an Europa aus den Archivgn in
das volle Tageslicht getreten iſt. Der Mord in Serajevo
iſt ein Kapitel, über das nach Wunſch des Herrn Paſchitſch
die Götter gnädig Nacht und Grauen decken mögen.

Und kritiſche Tage auch in der inneren Politik. Herr
Külz ſtieß vor. Das war man von einem Reichsinnen
miniſter nicht mehr gewöhnt. Nicht nur, daß gearbeitet
wurde, iſt eine Neuheit, die übrigens durch ihren Anfang
erſchrecken kann, ſo tatkräftig iſt zugegriffen worden, ſon
dern er bekennt ſich auch zur deutſchen Republik. Keine
Verleugnung der monarchiſchen Vergangenheit fordert er
von den Beamten, aber Treue zur Gegenwart. Ein rück-
haltloſes Bekenntnis zur Verfaſſung. Da ſpringen ſie auf.
Unerhört, beiſpiellos. Jn der Tat, beiſpiellos in dieſen
letzten Jahren, doch früher eine Selbſtverſtändlichkeit.
Kein Nachtwächter durfte damals durch die Straßen wan
dern, der im Verdacht ſtand, auch nur liberal zu ſein. So
zialdemokratiſcher Stimmzettel war Hochverrat. And
heute ſchwört man die Treue zum Staat mit Blitzableiter.
Man ſitzt im Amt und lauert auf die Wiederkehr des An
bekannten, der Deutſchlands Krone tragen ſoll. Nicht an
Wilhelm II. der iſt tot und abgetan. Was übrigens auch
für die Treue der Legitimiſten ſpricht. Von der Republik
nimmt man nur das Gehalt. Der arme Sünder, der ſich
gegen einen ſolchen Beamten auflehnt, riskiert ein Straf
verfahren wegen Widerſtandes gegen die Staatsgewalt.
Vernunft wird Unſinn. So hatte es auch Herr Külz ge
meint und auf der Rechten kein Verſtändnis dafür ge
funden. Staatsautorität iſt gut, aber nur nach Auswahl,
ſonſt Staatsünterwühlung. Jm Zeichen des Beamteneides.

Zur ſelben Stunde ſprach Severing im Preußiſchen
Landtag über das gleiche Thema. Man hat es ihm übel
vermerkt, daß er Landräte hinausbefördert hat, die es
ſich zur Lebensaufgabe geſetzt hatten, ihren eigenen Mi
niſter zu ſtürzen und die Verfaſſung zu zertrümmern. Wie
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raſch unſere Deutſchnationalen doch umlernen! Früher
hätten ſie für einen ſolchen Umſtürzler die Todesſtrafe
mindeſtens verlangt. Es wächſt der Menſch mit ſeinen
größeren Zwecken. Jn der Oppoſition iſt alles erlaubt.
Wenigſtens den Deutſchnationalen. Herr Severing aber
bekennt gelaſſen, daß in ſeinem Arbeitszimmer noch immer
die Bilder des Großen Kurfürſten und des alten Fritz mit
ihren Kronen hängen. Das ehrt ihm, weil es ein Gefühl
für wahre Größe verrät. Und er kann es, denn beide
waren Diener ihres Staates und hätten für den letzten
ihres Hauſes auf dem Berliner Thron vermutlich nur ein
verächtliches Achſelzucken aufgebracht. Dieſe Herrſcher darf
auch die Republik für ſich in Anſpruch nehmen. Auf an
dere verzichten wir bereitwilligſt und ſtreichen ſie aus der
Erinnerung, was weit höflicher iſt, als wenn wir ſie er
wähnten.

Dafür aber ſtellen dieſe Fürſten unermeßliche Anfor
derungen an ihr Volk. Von Radikalismus wiſſen wir uns
frei. Nicht um ihretwillen verlangen wir, daß Deutſch
land ſeine Würde zu achten weiß. Deshalb ſtehen wir
guch auf dem Boden des Kompromiſſes, aber Saboteure
ſind am Werk. Ein Verſchleppungsmanöver ſoll retten,
was zu retten iſt. Jnzwiſchen, ſo ſagen ſich die klugen
Leute, fällt der Volksentſcheid. Sie könnten ſich verrech
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das Gegenteil bewirken.
leicht ſagen Der Herr bewahre mich vor meinen Freun
den. So ähnlich, wie die kleinen Amtsvorſteher die Liſten
für das Volksbegehren in den Papierkorb werfen und ſich
dabei ungeheuer weiſe dünken. Dr. Külz rief ſie zur Ord
nung. Jhr Erfolg dürfte in der Tat überraſchend ſein.
Statt drei oder vier Stimmen im Dorf werden es jetzt
dreißig oder vierzig. Dieſe Reklame iſt unbezahlbar. Die
kommuniſtiſche Partei ſollte ſie zu Ehrenmitgliedern er
nennen.

Wir aber ſehen mit Bedauern, wie ſich immer neue
Knoten ſchürzen. Außen und innen. Zur Ruhe kommen
wir nicht, und doch täte uns nichts nötiger, als eine Stille,
in der wir ſchaffen können. Erſt Kräfte ſammeln, dann
kämpfen. Wir machen es umgekehrt und wundern uns
dann, daß wir vor der Zeit ermüden. Richard May

och über innere Politit.
Zum Etat des Reichsminiſteriums des Jnnern er

klärte der Führer der demokratiſchen Reichstagsfraktion
KochWeſer folgendes: Die Deutſche Demokratiſche Partei
ſteht gewiß nicht auf dem Standpunkt, daß die Verfaſſung
für alle Zeiten unabänderlich iſt. Aber die gegenwärtigen
deutſchnationalen Anträge zur Verfaſſungsänderung ſindunannehmbar. Die öffentliche Meinung, die Wiſſenſchaft

und die Praxis müſſen jede Aenderung gründlich erörtern,
ehe ihr nähergetreten werden kann. Der deutſch
nationale Antrag zur Verfaſſung iſt un
annehmbar. Die Wiedereinführung des Dualismus
zwiſchen Regierung und Reichstag führt unter Amſtänden
zu längerer Lahmlegung jeder Jnitiative, wie ſie ſich
Amerika in der letzten Zeit zwiſchen ſeinen beiden Ozeanen
hat leiſten können, wie ſie aber für einen bedrängten
Staat mit der Notwendigkeit zum raſchen Handeln un
möglich iſt. Es muß in Zukunft Gewicht darauf gelegt
werden, daß, wenn durch ein Geſetz die Verfaſſung ge
ändert wird, das ausdrücklich im Wortlaut der Verfaſſung
zum Ausdruck kommt.

Die Heraufſetzung des Wahlalters auf
21 Jahre iſt zu billigen, wenn auch zu betonen iſt, daß
die politiſchen Wahlen nicht durch kleinliche Kautele und
Wahleinſchränkungen entſchieden werden, ſondern durch
die großen Strömungen im Volke.

Unter Anitarismus und Föderalismusverſteht jeder etwas anderes, wie der föderaliſtiſche Ab
geordnete Berndt heute z. B. ein Eingreifen des Reichs
miniſters in Straßenbenennungen und in die preußiſche
Polizeiorganiſation (allerdings nicht in die bayeriſche)
verlangt hat.

Der Redner verlangte weiter ein Reichsange-
hörigkeitsgeſetz. Der gegenwärtige Zuſtand, wo
nach Perſonen, die Deutſche werden wollen, oft jahrelang
auf die Zuſtimmung der Länder warten müſſen und in



zwiſchen zum ausländiſchen, z. B. kſchechoſlowakiſchen
Militärdienſt eingezogen werden, iſt unerträglich.

Weiter forderte Koch einen Beamtengustauſch zwi
ſchen Reich und Ländern, damit die Reichsbeamten nicht
ihr ganzes Leben an der Zentrale zubringen, ſondern da
zwiſchen wieder die Bedürfniſſe des Landes kennen lernen

Die Verwaltungsreform iſt im Sinne des
Miniſters Külz in Angriff zu nehmen, wie es auch der
Antrag Fehrenbach, des Zentrums auf Einſetzung einer
vorbereitenden Kommiſſton will, den wir billigen Wenn
Das Hochhaus für die Reichsverwaltung nach meinem An
trage im Jahre 1920 mit Jnflationsgeld gebaut wäre,
würde das Reich mit freigewordenen Grundſtücken das
glänzendſte Geſchäft gemacht haben.

Bei den Beamtenfragen billige ich die Vorlegung
eines Beamtenvertretungsgeſezes und eines Beamten
geſetzes und bitte den Miniſter, auch auf die Frage der
Beamtenerholung und Beamtenbildung beſonderes Ge
wicht zu legen

Jch billige ferner auch die Erklärungen des Miniſters
über die ſtagatspolitiſche Einſtellung der Beamten. Die
Republik iſt jahrelang ſo duldſam geweſen, daß die repu
blikaniſchen Beamten ſich faſt überall in einer ſchwierigen
Defenſive befinden. Die Duldſamkeit iſt von den alten
Beamten, die unter der Unduldſamkeit des alten Syſtems
aufgewachſen waren, vielfach mißverſtanden und miß-
braucht worden. Die Republik muß deshalb heute zeigen,
daß von dem Beamten verlangt werden muß, daß er bei
ſeiner Tätigkeit im Amte darauf bedacht iſt, das Jnter
efſſe der Republik zu fördern.

Der Redner wies zum Schluß die Angriffe, die gegen
das Reichsbanner gerichtet worden ſind, mit Entſchieden

heit zurück. Das Reichsbanner iſt in Verteidigung der
Republik gegen Rechtsorganiſationen entſtanden und not
wendig

Külz' Sieg.
Die Ausſprache im Haushaltsausſchuß des Reichsta

ges über den Etat des Jnnenminiſteriums hat mit einem
vollen Erfolg des Jnnenminſters Dr. Külz geendet. Die
Ausſchußberatung hatte mehr als ſonſt üblich einen hoch
politiſchen Charakter dadurch erhalten daß der für die
Wahrung verantwortliche Mieniſter ſich mit innerer Wär
me zu dem Werk von Weimar bekannt und auch von ſei
men Beamten verlangt hatte, daß ſie eine bejahende Hal

kung zu dem Staatsgrundgeſetz der deutſchen Republik ein
nehmen. Das iſt zwar eine Selbſtverſtändlichkeit, denn
kein Staat kann auf die Dauer beſtehen und die hohen
ihm geſtellten politiſchen und ſittlichen Aufgaben erſül
len, wenn die Träger der Staatsgewalt, die Beamten,
ihm kühl ablehnend oder gar mit offner Feindſeligkeit
gegenüberſtehen. Aber inſolge der politiſchen Entwick
lung der letzten Jahre hatte man ſolche Töne von dieſem
Platze ſeit langem nicht mehr gehört, beſonders natürlich
micht in der Zeit des deutſchnationalen Jnterregnums.
Deshalb wirkt führ des Jnnenminiſters

und befreiend. Die Deutſchna
tionalen all s waren über die Kühnheit des demokra ſchen Jnnenminiſters erſtaunt und antworteten mit

einer heftigen Attäcke. Jn dieſen Tagen, da der Kampf
um die Fürſtenabfindung eine ſo überaus aufklärende
Rolle im Volke ſpielt, verſtieg der Wortführer der Deutſch

nationalen Dr. von Dryander ſich zu der Behauptung, die
Aeberzeugung, daß die Monarchie die einzige für Deutſch
land geeignete Staatsform ſei, wachſe im deutſchen Vol
ke mehr und mehr. Und er ſuchte dadurch einen Keil in

das Reichskabinett zu treiben, daß er erklärte, dieſe
Ueberzeugung werde auch von der Mehrzahl der Ka
vinettsmitglieder, insbeſondere auch von dem Reichskanz

ler Dr. Luther geteilt. Mit einer glänzenden, durchaus
wirkungsvollen Rede parierte Dr. Külz dieſe faule Fin
te. Mit Recht wies er darauf hin, daß kein Staatsgrund
geſetz einen höheren ſittlichen Jnhalt beſitz, als die deut
ſche Reichsverfaſſung. Er betonte, daß die Verfaſſung

bindende Norm iſt und in trefflicher Anterſcheidung beton
te er, daß nur diejenigen Abänderungsanträge berück
ſichtigt werden dürften, die einen Ausbau, nicht aber einen

Abbau der Verfaſſung bezwecken. Ueberaus eindrucks
voll war ſeine Zurückweiſung der anmaßenden und unver
frorenen Behauptung des deutſchnationalen Redners,
diejenigen Beamten, die ſich im November 1918 zur Repu
blik bekannt hätten, hätten einen ſittlichen Knacks. Er
ſtreckte ſeinen deutſchnationalen Gegner völlig in den

mit dem Hinweis auf die beiden Männer die bisher
als Reichspräſidenten an der Spitze des deutſchen Volkes
geſtanden und von ganz verſchiedenen Standpunkten aus
gehend der deutſchen Beamtenſchaft und dem deutſchen

Volke ein Bild vollkommenſter Pflichterfüllung boten

Krach im
Deutſchnationalen Lager.

Der Austritt des Freiherrn v. RichthofenBoguſlawitz
aus der deutſchnationalen Reichstagsfraktion war nur ein
Symptom für die tiefgreifende Zerſetzung, in der ſich
die Partei beſfindet. Jn verſchiedenen Formen wirkt ſich
die Tatſache aus, daß es auf die Dauer auch der ſkrupel
loſeſten Demagogie nicht gelingen kann, konſervative
Kreiſe, die etwas zu verlieren haben, zuſammen anzu

ſpannen mit der Gefolgſchaf pſeudorevolutionärer Agita
toren, die von jedem Umſturz das Heil erwarten

Anter dieſen Umſtänden bedeutet die neue Führer
kriſe, die durch den angekündigten Rücktritt des Landtags

abgeordneten Winkler entſtanden iſt, ein Kampfſignal.
Die eine Gruppe will unter allen Amſtänden Oppoſition
machen, die andere nur, um zur Macht zu kommen. Die

eine Gruppe will den heutigen Staat zerſtören, um auf
den Trümmern den alten Militär und Obrigkeitsſtagt
wieder zu errichten, die andere will die Macht erlangen,

den macht.
ſchen Staat und Vol dieſer deutſchnationale Bruderkrieg geführt wird, ſagt man

Forderungen des Reichsinnenminiſters.
Jm Hauptausſchuß des Reichstags faßte der Reichs

miniſter des Jnnern ſeine Stellungnahine
Zum Beamtentum in folgenden Forderungen zu
ſammen:

1. Die Erhaltung des Berufsbeamtentums öffentlich
rechtlicher Art iſt auch für die Republik ſtaatsnotwendig.
Dazu gehören eine materiell, perſönlich und dienſtlich ge
ſicherte Stellung des Beamten und der Rechts
anſpruch auf Penſion und Hinterbliebenenverſorgung.

2. Der Beamte ſoll die republikaniſche Staatsſorm be
jahen und ſich dem Staate innerlich verbunden fühlen.

3. Beamte, welche die Republik und ihre Symbole
ſchmähen und verächtlich machen, machen ſich unwürdig des
Dienſtes am Volke

4. Ohne die Freiheit der Meinungsäußerung zu be
ſchränken, ſoll der Beamte in der Kritik der Regierungs
maßnahmen und der Volksvertretung maßvoll ſein, Takt
und Würde bewahren

5. Ein neues Beamtenrecht ſoll den Pflichtenkreis
der Beamten nach neuzeitli chen Begriffen re
geln und ſeine Rechte ſo ſichern, daß auch der Schein jeder
Willkür vermieden wird und die perſönlichen und dienſt
lichen Verhältniſſe des Beamten überall durch kla re
Rechtsanſprüche geſichert ſind.

einen mitbeſtimmenden Einfluß auf die Geſtaltung ſeiner
perſönlichen Angelegenheiten ſichern.

7. Ein Dienſtſtrafgeſetz wird dafür ſorgen, daß Ver
fehlungen und Uebergriffe von Beamten in einem ſtren

u W e neum ſie zugunſten ihrer Anhänger auszunützen. Die eine
Gruppe appelliert an die „Straße“, die andere rechnet mit
den wirtſchaftlichen Machtfaktoren, deren Unterſtützung
für die Parteikaſſe ausſchlaggebend iſt.

Kennzeichnend für den Wirrwarr, der gegenwärtig in
der Deutſchnatioglen Partei herrſcht, ſind die Zuſtände in
der Frankfurter Ortsgruppe. Hier hatte bis
her die gemäßigte Richtung die Zügel in der Hand. Aber
die jüngeren Und radikaleren Elemente muckten immer
wieder gegen die würdigen Herren vom Vorſtand auf,
Und der Führer jener Elemente, ein etwas temperament
voller Heinz Schütz, flog zuerſt aus dem deutſchnattonga
len Vorſtand in Frankfurt und dann aus der Partei her
aus. Nun aber griff der Landesvorſtand ein, rehabilier
te den Ausgeſchloſſenen wieder, berief über den Kopf des
Frankfurter Vorſtandes hinweg Mitglieder und Haupt
verſammlungen, ſchon ſtand man unmittelbar vor einer
offiziellen Parteiſpaltung, die nun offenbar dadurch ver
mieden wird daß man den eben noch herausgeworfenen
Führer der radikalen Richtung zum zweiten Vorſitzen

Jn den gedruckten Rundſchreiben, mit denen

ſich gegenſeitig die herzerquickendſten Wahrheiten. Der
bisherige Vorſtand wirſt dem künftigen zweiten Vorſitzen
den „hemmungsloſen“ Ehrgeiz vor und zeigt, daß ſeine
ganze Politik „einzig und allein zur Verherrlichung ſeiner
eigenen Perſon dient“, und daß ſein Auftreten „allen Re
geln auch des einfachſten bürgerlichen Anſtandes wieder
ſpricht Dem deutſchnationalen Landesvor-
ſt an d, deſſen Vorſitzender der ehemalige Kriegsmi-
niſter General Wald von Hohenborn iſt,
wirft der Frankfurter Vorſtand in einem öffentlichen Jn
ſerat „Benutzung veruntreuter Mitgliederliſten“ vor. Die
radikalere Richtung aber, die nicht nur wegen ihrer Ueber
einſtimmung mit der Landesleitung und Reichsleitung der
Partei die offigielle iſt, ſondern auch offenbar die große
Mehrheit der Frankfurter Deutſchnationalen hinter ſich
hat, nimmt in ihren Rudſchreiben erſt recht kein Blatt
vor den Mund. Da heißt es, daß der bisherige Vorſtand
„kein Verantwortungsgefühl für das große Ganze“ habe
und daß er die Partei „zu einer Filiale der Deutſchen
Volkspartei habe umbilden wollen“.

Mit Recht ſagt die „Frankfurter ZJeitung“, daß dieſe
Frankfurter Vorgänge typiſch für die Deutſchnationale
Parteicſeien. Man kann eben nicht ungeſtraft all die Jah
re hindurch einzig und allein agitatoriſche Augenblicks
Politik treiben. Antreue ſchlägt doch ſchließlich immer ih
ren eigenen Herrn!

Das Ende der Hetze gegen Luppe.
Die Beſchwerde des Staatsanwaltes zurückgewieſen.

Luppe wieder im Amt.
Das W. T. B. verbreitet am 2. März
Das oberſte Landesgericht in München hat die Be

ſchwerde der Staatsanwaltſchaft in dem Verfahren gegen
Oberbürgermeiſter Dr. Luppe zurückgewieſen. Oberbür
germeiſter Dr. Luppe wird noch im Laufe des heutigen
Tages die Geſchäfte des Oberbürgermeiſters wieder über
nehmen.

Der völkiſche Verleumdungsfeldzug gegen den Nürn-
berger Oberbürgermeiſter, der einer der hervorragendſten
Kommunalbeamten Deutſchlands und zugleich ein tat
kräftiger Vorkämpfer der demokratiſchen
Republik iſt, hat nun endlich ſeinen Abſchluß gefun
den. Die völkiſchen Hetzer ſelbſt hat eine allerdings ſehr
milde Gefängnisſtrafe getroffen. Jhre gehäſſigen An
ſchuldigungen ſind in nichts zerflattert. Hoffentlich wird
Luppe und mit ihm das von ihm geleitete Gemeinweſen
jetzt endlich die Ruhe zu ungeſtörter und erfolgreicher
Arbeit haben. Außerhalb der engſten völkiſchen Kreiſe
hat ſich Luppe längſt in der geſamten Nürnberger Bür
gerſchaft das hohe Anſehen erworben, das einer Perſönlich
keit ſeines Ranges zuksmmt.

6. Ein Beamtenvertretungsgeſetz ſoll dem Beamten
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Enchüllung des Ebert Gedenſeins u Cbetfed

Rechte und Pflichten der Beamten.
„Die republikaniſche Staatsform bejahen und ſich dem Staate innerlich verbunden fühlen“

gen aber mit den nötigen Rechtsgarantien für
amten ausgeſtatteten Verfahren geſühnt werden.

8. Die geſamte Beamtengeſetzgebung wird zweck
mäßigerweiſe in ſteter Fühlungnahme mit den

ſelbſtVertretungskörpern der
durchgeführt

9. Die Fortbildungsmöglichkeiten der
Beamten müſſen erweitert und weitherzig gehandhadt
werden.

10. Die geſamte Arbeit des Beamten muß ſich unter
den beiden großen Geſichtspunkten vollziehen die Be
amten ſind Diener der Geſamtheit, nicht einer
Partei alle Arbeit iſt Bien ſt am Gemeinwohl.

Beamtenſchaft

Von der Entſchiedenheit des neuen Jnnenminiſters
Dr. Külz dürfen wir erwarten, daß dieſe ausgezeichneten
Richtlinien nicht nur Papier bleiben, ſondern überall
Und, wenn nötig, mit der erforderlichen Rückſichtsloſigkeit
durchgeführt werden. So ſehr es notwendig iſt, die be
rechtigten materiellen und ideellen Jntereſſen der Beam
ten noch beſſer zu ſichern, als es bisher der Fall geweſen
iſt, ſo ſehr muß auch dem allzu lange geduldeten Miß
brauch der dienſtlichen Stellung zu parteipolitiſcher, ins
beſondere zu antirepublikaniſcher Agitation
ein Ende gemacht werden.

Nach dieſen Richtlinien müßten die Mann und
Genoſſen, wenn ſie direkte Reichsbeamten wären, ihr
Beamtenverhältnis löſen. Wir empfehlen dem preußiſchen
Jnnenminiſter zu gleichem Vorgehen!
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Eäne Rede von Anton Erkelen z.
Bei der Enthüllung des EbertGedenkſteins in Elber

feld hielt der demokratiſche Führer Erkele nz die nach
folgende Anſprache.

Zu der Behauptung, daß in Deutſchland und in Preu
ßen vor dem Kriege die kleine Schicht der Junker ton
arigebend war, hat Rathenau einmal folgendes geſagt:
Es ſei ganz Unmöglich, daß die wenigen tauſend Junker
alle Stellen beſetzen könnten, die in einem großen Lande
zu beſetzen ſind. Trotzdem herrſchte der Junker, denn
höherer Beamter könne in Reich und Ländern nur je
mand werden, deſſen Geſinnungen und geſellſchaftliche
Auffaſſungen ſich mit denen des Junkertums decke. Man
habe ein ſehr kunſtvolles Erziehungsſyſtem geſchaffen, das
Die zukünftigen Beamten mit der Enge des Junkerver
ſtandes enſiziere. Wo das nicht genügt, zwinge das Jn
ſtitut des Reſerveoffigiers die Menſchen die noch Selbſt
bewußtſein und Treue zu ihrer Bürgereigenſchaft hätten,
das alles zu vergeſſen und ſich dem geſellſchaftlich-junker
lichen Komment zu ſügen. So werde ein breiter Graben
geſchaffen zwiſchen den Herrſchern und den Beherrſchten.
So gehe ein Bruch durch das Volk. Oben ſei Herren
geſinnung, unten Antertanengeſinnung. Es fehle aber der
wahre Bürgergeiſt in allen Klaſſen.

An dieſe Gedanken muß man erinnern heute, wo wir
einen Denkſtein ſetzen dem Manne, der als erſter und
oberſter deutſcher Führer dieſen Bruch in ſich überwunden
hat. Er kam von unten, aus ärmſten Verhältniſſen
Jhm war es gottlob nicht möglich, durch die Schulen des
alten Staates hindurchzugehen, in denen bei vielen
guten Leiſtungen im einzelnen den Menſchen das ſelb
ſtändige Denken genommen wurde. Er mußte aus ſich ſelber
wachſen Zeitweiſe laſtete der gange Druck einer harten
Staatsfauſt auf ihm. Er war und blieb der Banner
träger der proletariſchen Kräfte. Dann kam der Krieg.
Er war und blieb ein treuer Sohn ſeines Volkes. Es
kam der Zuſammenbruch. Das Volk, die deutſche Demo
kratie, berief ihn auf die höchſte Stelle. And nun wuchs

dieſer Mann innerlich und äußerlich hinaus über alles,
Der Vertreter der Arbeiter wurwas er vorher geweſen.

de der erſte Bürger. Er wurzelte weiter in ſeiner eige
nen Geſchichte, aber ſein Blick weitete ſich. Der verhäng
nisvolle Bruch, der durch die Nation ging, ſchloß ſich.
Ebert erhob ſich über dieſe Gegenſätze.
Staates und der Nation trat deutlicher und deutlicher
als Leitſtern vor ſeine Seele Er wuchs empor zum Füh
rer des Volkes in ſchwerſter Zeit. Die ſchwerſten Ent
ſcheidungen, die härteſte Verantwortung mußte er tragen.
Da ſchmnolz jede Engherzigkeit.
der keinem der vor ihm lebenden deutſchen Staatsmänner
gelungen war. nämlich den Klaſſen und Geſinnungsgegen
ſatz von oben und von unten zu überwinden und zu ver
einen in Bürger und Führergeſinnung.

Wir gehen neuen Gefahren entgegen. Es droht der
alte Herrendünkel ebenſo wieder einzureißen, wie der
Proletendünkel, den wir in der Kommuniſtiſchen Partei
lebendig ſehen. Demokratie iſt gleichberechtigte Bürger
ſchaft für alle Volksgenoſſen. Was heute auf der rechten
Seite gegen die Republik kämpft, tut es bewußt oder un
bewußt um die kalte Scheidung zwiſchen Herren und Un
tertanen wieder herbeizuführen, an der Deutſchland im
Weltkriege faſt zugrunde ging. Jndem wir für Demokratie
und Republik kämpfen, arbeiten wir dafür, daß der freie,
ſelbſtändige und ſelbſtbewußte Bürger in Zukunft Deutſch
lands Schickſal beſtimmt. Da iſt uns der tote Ebert ge
nau ſo der Führer, wie es der lebende war. Drum wei
hen wir dieſen Gedenkſtein der deutſchen Jugend, damit
ſie ſich ſtets des Mannes erinnert, der der erſte deutſche
Mann mit voller Bürgergeſinnung war.
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Jch muß wirken, ſolange es Tag iſt.
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Bunter Abend

Völkerbundsſragen“
Darbietungen von den Gruppen des Verbandes

Sonntag, den 14. März, vorm. 10 Uhr

ung und Rede des Ab
rof. Dr. Bergſträſſer:

nachm. 2 Uhr G

HansWern
„Stagat

Seſichtigung der berühmten „Gruſon ſchen
Gewächshäuſer“

nachm. 4 Uhr Heffentliche Verſammlung:

„Jugendforderungen zur Tagespolitik“

Waldemar Krauſe- Erfurt.

und Führung durch die Stadt
eſchäftliche l Tagung

e

er Gyhsling Berlin.

und Vaterland

Anſchließend: Gemütliches Beiſammenſein

alen Minderheiten des
lbſtändiges Kulturleben gewähr

aktion zur Fürſtenab
Der Demokratiſche Zeitungsdienſt teilt mit:

Die Demokratiſche Reichstagsfraktion nahm in ihrer
Montag einen Bericht des Reichstags

die Frage der Fürſten
Dieſem Bericht zufolge ſind zwar
urſprünglichen Kompromißentwur
aber den Forderungen noch nicht

gerecht werden, die die Deutſche Demokratiſche Partei er

dDerheitsregierung Koalitionsdisz

verſicherte, hat er es als nationaler Mann für ſeine Pflicht
betrachtet, in Reichsbannerkreiſen zu ſpitzeln. Auf Antrag
der Verteidigung wurde nunmehr das Strafregiſter die
ſes klaſſiſchen Zeugen verleſen. Er iſt wegen Vetruges,
Unterſchlagung, Urkundenfälſchung, Diebſtahls u. a. ins
geſamt neunmal vorbeſtraft, darunter auch mit neun Mo
naten Gefängnis wegen Verrats militäri ſicher
Geheimniſſe, Zur gegenwärtigen Verhandlung wur
de er aus dem Gefängnis vorgeführt. Die Völkiſchen
können auf dieſen Hauptzeugen wirklich ſtolz ſein!
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Deutſche Volkspartei und Schulgeſetzentwurf.

Bei der Beratung des Reichs miniſteriums des Jnnern
im Haushaltsausſchuß des Reichstages hat der volkspartei
liche Reichstagsabgeordnete von Kard o rff ausdrück
lich erklärt, daß ſich die Verhältniſſe ſeit dem Zedlitz ſchen
Schulgeſetzentwurſ, den ſeine Partei bekämpft habe, ge
ändert hätten. Damals habe man in einem chriſtlichen
Stäat gelebt. Heute ſei es erforderlich, den Kirchen einen
ſtärkeren Einfluß auf die Schule einzuräumen als damals

S i aReichsregierung und Regiferungsparteien. Ange
ſichts der Preſſerörterungen der letzten Tage und beſon
ders im Hinblick auf gewiſſe Angriffe des Zentrums gegen
den Finanzminiſter Dr. Reinhold verdient hervorgehoben
zu werden, daß der demokratiſche Reichstagsabgeordnete
Dr. FiſcherKöln in ſeiner großen wirtſchaftspolitiſchen Re
de im Haushaltsausſchuß des Reichstages betonte, daß von
demokratiſcher Seite auf die Vertiefung der Frage, ob
das gegenwärtige Regierungsprogramm ein neues ſei, das
den demokratiſchen Vorſchlägen im Vorjahre entſpreche,
oder ob es ſich um eine Fortſetzung der bisherigen Regie
rungspolitik handele, kein Wert gelegt würde. Für die
Deutſche Demokratiſche Partei handelt es ſich nur um die
Sache. Jn einer Notgemeinſchaft müſſe Parteipreſtige
zurücktreten. Dr. Fiſcher gab der Hoffnung Ausdruck, daß
dieſer Grundſatz auch von denen, die in der Notgemein
ſchaft überhaupt mitarbeiten wollen, geteilt wird

Dieſe Ausführungen ſind hoffentlich auch richtig ver
ſtanden worden. Von demokratiſcher Seite hat bereits
mehrmals betont werden müſſen, daß gerade in einer Min

iplin vornehmſte politi
geſetzgeberiſcher Arbeiten

deshalb iſt dieſe Mahnung gera
Wie verlautet plant auch der Reichs

kanzler, zu Beginn der nächſten Woche mit den Parteifüh
rern der Regierungsparteien eine Beſprechung abzuhalten.

ſche Pflicht iſt. Eine Reihe
drängen zur Erledigung,
de jetzt am Platze

e e

wird ſich die Fraktion i
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teiligung am Volksbegeh
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Man geht wohl nicht fehlsin der Annahme, daß bei dieſer
Beſprechung auch die Notwendigkeit der geſchloſſenen par
lamentariſchen Zuſammenarbeit beſonders behandelt wer
den wird.

Ausländiſche Arbeiter in Pommern.
tiſche Reichstagsabgeor

mer hat mit Anterſtüttz

Der demokra

T

Reichstag folgende
eingebracht:

„Die Arbeitsloſigkeit in den
iſt kataſtrophal geſtiegen. Jn der Provinz Pommern wa
ren am 15. Januar rund 45 000 Hauptunterſtützungs
empfänger in der Arbeitsloſenfürſorge gemeldet, inzwi
ſchen iſt die Arbeitsloſigkeit noch weiter geſtiegen, ſo daß
in Pommern insgeſamt Anfang Februar mehr als 70000
Arbeitsloſe vorhanden ſein dürften. Eine Erleichterung
der Arbeitsmarktlage in Pommern und in den übrigen

ſtlichen Agrarprovinzen

öſtlichen Agrarprovinzen iſt zu erſtreben, ſie konnte mit
dem Beginn der Frühjahrsbeſtellung in der Landwirt
ſchaft erzielt werden.

Der landwirtſchaftliche Großgrundbeſitz ſchickt ſich
aber nichtsdeſtoweniger an, wie im Vorjahre, trotz des
großen Arbeitsloſenelends deutſcher Menſchen zahlreiche
polniſche Saiſonarbeiter in die deutſche Oſtmark herein
zuholen. Nach der amtlichen Statiſtik waren im ver
gangenen Jahrerund 130 000 Polen für die Arbeiten in
der Landwirtſchaft hereingeholt worden, davon allein in
der Provinz Pommern mehr als 10000 polniſche Frauen
und Männer. Die Sicherheit der Bevölkerung iſt in wei
ten Bezirken Pommerns durch dieſe polniſche Einwande-
rung gefährdet, ſo daß ſich die Behörden zu öffentlichen
Kundgebungen an den land wirtſchaftlichen Großgrund
beſitz wegen Einſtellung der Zufuhr polniſcher Arbeits
kräfte wenden mußten

Was gedenkt die Reichsregierung zu tun, um in der
Zukunft den nationalen Arbeitsmarkt in den national
gefährdeten GrenzmarkProvinzen des deutſchen Oſtens
vor dem Zuſtrom ausländiſcher Arbeiter zu ſichern und
zahlreichen deutſchen Menſchen dadurch Arbeit und Brot
zu geben

Gegen Schund und Schmutz. Jm Bildungsausſchuß des
Reichstages wurde die Beratung über das Geſetz zur Be
wahrung der Jugend vor Schund und Schmutzſchriften
fortgeſetzt. Die Ausſprache drehte, ſich um S 3 des Geſetz
entwurfes, in dem die Rede von der Zuſammenſetzung der
Prüſſtellen der Länder iſt. Der demokratiſche Abgeordnete
Rönneburg brachte dabei zum Ausdruck, daß es ihm

unbedingt geboten erſcheine, daß in dieſen Landesprüf
ſtellen Vertreter der Lehrerorganiſationen (nicht nur Sach
verſtändige auf dem Gebiete der Volksbildung) und der
Künſtlerſchaft im beſonderen des Schrifttums und der bil
denden Künſtler ſowie der Jugendorganiſationen ver
treten ſein müßten. Wenn dadurch die Zahl der Sachver
ſtändigen Mitglieder von vier auf ſechs erhöht werden
würde, ſo habe er dagegen gar keine Bedenken. Der gleiche
Standpunkt wurde auch von den ſozialdemokratiſchen Mit
glieden eingenommen, auch die Vertreter der Volkspartei
erklärten ſich grundſätzlich damit einverſtanden.

T

Verantwortlich für die Redaktion und den Verlag
Ludwig Münz, Magdeburg.Wo er dem Gericht treuherzig Druck: Buchdruckerei der Allgemeinen Zeitung, Delitzſch
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Nummer 10 Halle, 2. Jahrgang

Seit der Jahreswende 1924 25 hat die Deutſche De
mokratiſche Partei darum gekämpft, daß durch eine allge
meine Finanzreform eine Neuerung des Verhält
niſſes zwiſchen Volkswirtſchaft un d
Steuern herbeigeführt werde. Wir waren uns dabei
immer darüber klar, daß eine ſolche Reformarbeit außer
gewöhnliche Maßnahmen in ſich ſchließen müſſe, da die all
zu lange Aufrechterhaltung der Notbeſteuerung ein un
erträgliches Mißverhältnis zwiſchen der allgemeinen
Wirtſchaftslage und der öffentlichen Finanzwirtſchaft ge
ſchaffen hatte. Aus ſolchen Ueberlegungen heraus ſtellten
wir in den Mittelpunkt unſerer poſitiven Abänderungs
vorſchläge, mit denen wir eine Erweiterung der Steuer
reform des Jahres 1925 zu einer allgemeinen Finanz-
reform erſtrebten, die Forderung nach einem Etats-
grundgeſetz, durch das auf einige Jahre hinaus das
ſteuerliche Geſamterfordernis des Reiches, der
Länder und Gemeinden in einen, durch eine abſolute Zahl
beſtimmten, feſten Rahmen eingefügt werden ſollte Wir

hatten angeſichts der mühſeligen Kleinarbeit der Spar
ausſchüſſe erfahren, daß Entſcheidendes ſeitens des Parla

ments nicht zu erreichen war, wenn dieſes ſich der Auf
gabe unterziehen wollte, mehr oder weniger jede einzelne
Beamtenſtelle in den einzelnen Verwaltungsbehörden auf
ihre Notwendigkeit hin zu überprüfen. Hier mußte durch
eine großzügige Aktion der Verſuch gemacht werden, die
öffentlichen Anforderungen an die Wirtſchaft auf ein
dauern d tragbares Maß zurückzuführen und damit auch
gleichzeitig die Grundlagen für eine ſtetige geſunde
öffentliche Fianzgebarung zu ſichern.

Der neue Reichsfinanzminiſter Dr. Reinhold hat
in ſeiner Rede vom 10. Februar dieſes Jahres ſich grund
ſätzlich zu dem Gedanken eines Etatsgrundgeſetzes bekannt.

Ueberblickt man heute die geſamte parlamentariſche
Situation und berückſichtigt man gleichzeitig die unbe
dingte Not wendigkeit ſchnellſten Handelns
in Richtung auf eine weſentliche Beſchränkung der Bewil
ligungsfreudigkeit der Parlamente auf den Ausgaben

ſeiten der einzelnen Haushalte, ſo wird man ſich darüber
klar ſein müſſen, daß unter voller Aufrechterhaltung der
in dem Etatsgrundgeſetz feſtgelegten Prinzipien man für

die praktiſche Arbeit wird Wege ſuchen müſſen, die geſetz
geberiſch gegangen werden können, ohne daß man wie
es beim Etatsgrundgeſetz der Fall wäre im Reichstag
eine qualiſizierte Mehrheit benötigt und gleichzeitig auch
noch einen ſicher nicht leichten Kampf ſeitens der geſetz
gebenden Körperſchaften des Reiches gegen die Länder und
Gemeinden aufnimmt.

Es handelt ſich darum, die geſetzgeberiſchen Sicherun
gen dafür zu ſchaffen, daß erſtmals der Reichstag ſich
in ſeiner Etatsbehandlung in die Haushaltsvorſchläge der
jeweils verantwortlichen Reichsregierung einfügt und
ſeinerſeits die unheilvolle Praxis aufgibt, die Regierung
fortdauernd vor Entſchließungen zu ſtellen, die weſentliche
Erhöhungen der Ausgabenſeite des Etats nach ſich ziehen.
Kann reichsrechtlich hier ein vernünftiger Weg gefunden
werden, ſo darf man wohl hoffen, daß man ſich in den
Ländern und Gemeinden dann zu gleichen Entſcheidungen
für die dortigen Haushaltsfragen durchringen wird.

Wir haben in der Reichsverfaſſung in Artikel 85
theoretiſch ein Einſpruchsrecht des Reichs rates
gegenüber Neubewilligungen des Reichstages. Von die
ſem Einſpruchsrecht hat der Reichsrat des öfteren Ge
brauch gemacht. Entſcheidende Auswirkungen für eine
Aufrechterhaltung ſtetiger geſunder Etatspolitik hat aber
bisher dieſe verfaſſungsrechtliche Beſtimmung noch nicht
gehabt. Es ſei an dieſer Stelle nicht unterſucht, worauf
dies in erſter Linie zurückzuführen iſt. Die Tatſachen ſpre
chen an ſich eine nur allzu deutliche Sprache dafür, daß
budgetrechtlich bei uns in Deutſchland die Verhältniſſe ſo
liegen, daß keinerlei ausreichende Sicherung gegen ein
fortgeſetztes Aeberfluten der an ſich von der Regierung
vorgeſehenen Etatsgrenzen durch Reichstagsbeſchlüſſe vor
handen iſt.

Neben ſeinem Bekenntnis zu dem Grundgedanken des
Etatsgrundgeſetzes hat Herr Reichsfinanzminiſter Dr.
Reinhold in ſeiner oben erwähnten Rede ſich auch dafür
ausgeſprochen, in die deutſche Haushaltsordnung Prinzi
pien zu übernehmen, die wir im kontinentalen Budget im
allgemeinen nicht antreffen, ſondern die ein beſonderes
Ergebnis der jahrhundertelangen Tradition des engliſchen
Parla mentarismus ſind. Das engliſche Budget
recht ſieht bekanntlich vor, daß Erhöhungsbeſchlüſſe auf
der Ausgabenſeite des Haushalts nur im Einverſtändnis
mit der Regierung gefaßt werden dürfen, ſolche Beſchlüſſe
alſo, ſofern ſie nicht die Bewilligung der Regierung fin
den, keinerlei Rechtswirkſamkeit haben. Man wird zu
geben müſſen, daß die Bindung der Bewilligungspraxis
der Regierungsparteien Und das hat ja das Entſchei
dende, was durch die engliſche Budgetordnung feſtgelegt
iſt an das Finanzprogramm der verantwortlichen Re
gierung aus dem beſonderen engliſchen ZweiParteien-
ſyſtem erwachſen iſt. Wir ſind in Deutſchland mit unſerer
parteipolitiſchen Zerſplitterung von den Vorausſetzungen
geſunder ſtetiger parlamentariſcher Arbeit noch recht fern.
Aber könnte es nicht wenigſtens möglich werden, daß auf
finanzpolitiſchem Gebiet jeweils die in einer Regierügs
mehrheit zuſammengeſfaßten Parteien auf ihr eigenes

engeres Parteiprogramm verzichten und ſich voll

T

Ehlsgrundgeſe e Veichöhaushallzordung,

Von Dr. Hermann Fiſcher Köln, Mitglied des Reichstages
und ganz in den Dienſt des Koglitionspro-
grammös ſtellen

Will man für das möglichſt baldige Einſetzen einer
derartigen Praxis in die parlamentariſche Haushalts-
erledigung die geſetzgeberiſchen Vorausſetzungen ſchaffen,
ſo ſcheint uns am einfachſten der Weg durch eine Ab
än derung unſerer Haushaltsordnung in An
lehnung an das englſche Budget gegeben. So wie in Eng
land, könnte auch bei uns eine Einteilung des Geſamt-
etats in zwei Hauptgruppen erfolgen ſtabiler und
beweglicher Etat Das erſtere Etatsgeſetz hätte
feſte, unbedingt zu tätigende Ausgaben in ihrer Totalität
zu umfaſſen und könnte außerdem für eine ordentliche
Finanzführung der Verwaltungsgeſchäfte im allgemeinen
erſtmals eine Pauſchalbewilligung von 60 Prozent der
Ausgaben des Geſamtetats des jeweiligen Vorjahres Um
faſſen. An Einnahmen wären demgegenüber an ſich unbe
ſtriktene ſteuerliche Mindeſtleiſtungen einzuſtellen, wobei

man das direkte Steuerſyſtem für die Einkommen-
und Körperſchaftsſteuer, für die Vermögens und Erb
ſchaftsſteuer uſw. tariflich ſo umzugeſtalten hätte, daß
auch hier nur unbeſtrittene progreſſive Mi-
nimaltarife für die Einnahmeſchätzung zur Grund
lage genommen werden. Die Verabſchiedung des ſtabilen
Etats iſt die Vertrauens kund gebung des Par-
laments zur jeweiligen Regierung. Wenn es ſich nun
darum handelt, in den Einzelberatungen der verſchiedenen
Haushaltspoſitionen ſich über die weiteren Forderungen
der Regierung und den etwaigen Wünſchen der einzelnen
Parteien im Rahmen des beweglichen Etats im Parla

ngent auseinanderzuſetzen, ſo wird man hier bis auf die
aus dem ſtabilen Tarif übriggebliebenen Spitzenbeträge
der einzelnen dort eingereihten Einnahmegruppen bei der
Ausgabenbewilligung ſich jeweils zu überlegen haben,
welche Zuſchläge auf die erwähnten Minimaltarife er
forderlich ſind, um die fraglichen Ausgaben decken zu
können.

Es würde hier kein allgemeiner Zwang rechtlich feſt
gelegt werden, der das Parlament ſchlechthin an die Aus
gabenvorſchläge der Regierung bindet; wohl aber würde
ein Zwang geſchaffen nach der Richtung hin, in jedem

Jahr erneut die Spitzenbeträge der Ausgabenſeiten des
Etats auf ihre unbedingte Notwendigkeit zu überprüfen,
da das Parlament in jedem Jahre die Aufgabe hat, die
entſprechenden Zuſchlagsbeſchlüſſe zu den ſteuerlichen Mi-
nimaltarifen zu faſſen. Die Notwendigkeit, hier jedes
Mal gründlichſt zu prüfen, ob der ſtagts- oder ſozialwirt
ſchaftliche Nutzeffekt dieſer Ausgabenbeſchlüſſe in einem
vernünftigen Verhältnis zu den volks- und betriebswirt-
ſchaftlichen Leiſtungen ſteht, die man zur Deckung der
öffentlichen Ausgaben fordern muß, wird zweifellos dazu
führen, daß weit gründlicher und damit auch weit zweck-
mäßiger als bisher von den geſetzgebenden Körperſchaften
das Verhältnis zwiſchen Volkswirtſchaft und Steuern
überprüft wird.

Für normale Jahre wird ſich ſehr bald auch bei eine
derartigen Budgetſyſtem eine feſte Praxis hinſichtlich der
etwa in Betracht kommenden Geſamtausgaben der beiden
Etatsgruppen und der hierfür notwendigen Steulerzu
ſchläge des Reiches herausbilden, wie dies die Exrfahrün-
gen in England zeigen. Von entſcheiden dem Wert
ſcheint uns aber die Durchführung oder zum mindeſten
erſtmals die ſachliche Prüfung eines ſolchen Vorſchlages
für die Aebergangsjahre, in denen wir jetzt ſtehen
und in denen wir die Aufgabe haben, durch ein vorſichriges
Abtaſten die Anforderungen der öffentlichen Haushalte
mit der tatſächlichen Leiſtungsfähigkeit unſerer Wirtſchaft
in Uebereinſtimmung zu bringen.

Daß es ſich bei der Durchführung des Gedankens eines
Etatsgrundgeſetzes bezw. einer Neugeſtaltung der deut
ſchen Haushaltsordnung nur um einen Teilaus-
ſchnitt des Geſamtprogramms einer allgemeinen Fi
nanzreform handelt, braucht wohl nicht beſonders betont
zu werden. Sinn und Wert würden ſolche geſetzgeberiſchen
Maßnahmen für Staat und Wirtſchaft erſt dann er
halten, wenn ſie in Zuſammenwirküung mit einer einheit-
lichen Verwaltungsreform in Reich, Ländern und
Gemeinden und mit der Durchführung eines nach vernünf
tigen Grundſätzen aufgebauten Steuerhöchſt-
laäſten geſetzes Feſtlegung einer Höchſtgrenze der
Steuerpflicht des Einzelnen für die direkten Steuern und
Ertragsſteuern, gemeſſen an dem Verhältnis ſeines Netto
einkommens und ſeines Vermögensbeſihes) getroffen
werden.

Demokratiſche Anträge zur Winzernot. Die demo-
kratiſche Reichstagsfraktion (Dietrich-Baden, Heuß,
Raſchig, Koch Weſer und Genoſſen) hat ſolgende
Jnterpellation im Reichstage eingebracht; Die Lage der
Winzer iſt nicht nur beklagenswert, ſondern verzweifelt
Mit den bisherigen Maßnahmen, die Mißſtände mit Not
ſtandsbeihilfen zu bekösmoſen, wird man der ſchwierigen
und dringenden Aufgabe, einen Weg zur endgültigen Lö
ſüng zu finden, nicht gerecht. Wir fragen daher Welche
Maßnahmen gedenkt die Reichsregierung zu ergreifen,
um dem Weinbau durch ſteuerliche Maßnahmen oder ſon
ſtige Mitteln das Weiterbeſtehen zu ermöglichen?

Zweitens: Jſt die Negierung insbeſondere bereit, in
Zuſammenarbeit mit den Ländern, dä wo eine Umſtellung

Siedlungen nicht durchgeführt worden ſind.

2 a e

des Weinbaues auf renkabelere und ausſichtsreichere land
wirtſchaftliche Kulturen möglich iſt wie dies in den
badiſchen Bezirken Achern und Vühl bereits geſchehen iſt
eine ſolche Amſtellung dadurch zum Vollzug zu bringen,
daß ſie an Hand eines beſtimmten Programms den ſich
umſtellenden Weinba nern auf längere Jahre Zuſchüſſe zur
Umſtellung gibt?

Die demokratiſche Fraktion des Preußiſchen Landtages
hat nachſtehenden Urantrag eingebrachte Jn den Wein
baugebieten herrſcht in den Kreiſen der Winzer eine bis
zur Unerträglichkeit geſteigerte Notlage, die in der Haupt
ſache durch den Abſatzmangel des vergangenen Jahres
hervorgerufen wurde. Wir beantragen? Der Landtag
wolle beſchließen, daß die Staatsregierung alle Maß
nahmen unterſtützt die eine Steigerung des Abſatzes her
beizuführen geeignet ſind. Jnsbeſondere die bereitge
ſtellten Kredite unverzüglich zur Verteilung zu bringen,
den Anträgen auf Stundung der Steuern weitgehendſt
entgegenzukommen und bei der Reichsregierung auf Auf
hebung der Weinſteuer hinzuwirken.

Die totgeredete Siedlung.
Es iſt ſchon ſo je mehr über Siedlung gereget wird,

üm ſo weniger wird geſtedelt. Jeder hat die Siedlung als
ein großes, wirtſchaftliches, ſozigles und nationales Pro
gramm geprieſen. Man vergleiche mit den großen Wor-
ten die Tatſachen. Einem Aufſatz des Abgeordneten
Rönneburg in der „Voſſiſchen Zeitung entnehmen wir
h e des Preußiſchen Staates von 1919

is

AnliegerSiedlungen in Preußen. lachen

Anzahl S1919 auf Kulturland 12606 10740,88 a
1920 auf Moor 95 eauf Kulturland 18964 20248,48
1921 auf Moor und Heide 283 263,

auf Kulturland 23197 22490,8
1922 auf Moor und Heide

auf Kulturland 109544 20624,21
1923 Unter ſcheidungen für 18343 23507,

Moor und Kulturland
1924 ſind nicht mehr gemacht l 11479

e 104 486
Nenſiedlungen t tßen.

e e S e1919 auf Moolan
auf Kulturland e1920 auf Moor und Heide 102
auf Kulturland 1641 13960,24

1924 auf WMoorland 163 1430,13
auf Kulturland 2011 17989,63

1922 auf Moor und Heiden 248 2141,68
auf Kulturland 2412 7797,

1923 Unter ſcheidungen für 2700 31323 v

Moor und Kulturland i1924 ſind nicht mehr gemacht 2609 32268
n

Dieſe Zahlen ſind auf Grund der Kaufverträge feſte
geſtellt worden. Es iſt zu berückſichtigen, daß ſie ſich je
weils etwas nach unten verſchieben, da vielleicht manche

Das iſt das Ergebnis von ſechs Jahren nach einer
Revolution. Rund 13 000 neue Bauernſtellen ſind einge
richtet. Nun müßte man noch feſtſtellen, wieviel Bauern
wirtſchaften eingegangen ſind. Da verſagt aber die deut
ſche Statiſtik. Es iſt noch ſehr die Frage, ob mehr neue
Bauernſteclen geſchaffen als alte eingegangen ſind. Es iſt
alſo wieder ſo wie ehemals im Kaiſerreich, daß einige
hundertauſend Bauernſöhne und Bauerntöchter jahrlich
in die Stadt wandern müſſen, weil ſie auf dem Linde
keine Arbeit finden.

See
Wichtig für Arbeitgeber. Arbeitgeber, die dem Be

ſchäftigten Beitragsteile für die Kranken-, Jnvaliden- und
Angeſtelltenverſicherung vom Verdienſt kürzen, müſſen
unter allen Umſtänden dieſe Beitragsteile auch für
Zwecke der Verſicherung verwenden. Bei ſchlech
tem Geſchäftsgange kann für den Arbeitgeber leicht die
Neigung entſtehen, dieſe Beträge anderweit auszugeben
und die Beitragsentrichtung hinauszuſchieben. Eine ſolche
Handlung kann zu einem Strafverſfahren führen.
Die Verſicherungsgeſetze beſtimmen: Arbeit
geber werden mit Gefängnis beſtraft, wenn ſie vorſätzlich
Beitragsteile, die ſie den Beſchäftigten vom Lohn abge
zogen oder von ihnen erhalten haben, nicht für die Ver
ſicherung verwenden. Daneben kann auf Geldſtrafe von
mindeſtenen drei und höchſtens zehntauſend Mark und Ver
luſt der bürgerlichen Ehrenrechte erkannt werden. Bei
mildernden Amſtänden kann ausſchließlich auf Geldſtrafe
erkannt werden

Auf Grund dieſer Vorſchrift iſt
Arbeitgeber gerichtlich vorgegangen. Jn einem Falle iſt,
wie das „Hambuürger Fremdenblatt vom 18. Februar
meldet, ein Arbeitgeber wegen Anterlaſſung der Beitrags
entrichtung, trotzdem dem Beſchäftigten Beitragsteile vom
Verdienſt abgezogen waren, zu 300 Geldſtrafe oder
15 Tagen Gefängnis, in einem anderen Falle zu 10 Tagen
Gefängnis rechtskräftig verurteilt worden. Den Arbeit
gebern iſt hiernach dringend zu raten, abgezogene Bei

wiederholt gegen
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liche in der Kommunalverwaltung,

tragsteile den geſetzlichen Vorſchriften gemäß für Zwecke
der Verſicherung zu verwenden

Sonderprüfung für Selretäre. Der Haushaltsausſchuß nahm auf Antrag der Abgeo dneten Morath und
Genoſſen (DVP) eine Ergänzung des Haushaltsgeſetzes
vwor, wonach geſetzlich feſtgelegt e ſoll daß die infolge
Heeresdienſtes erſt nach dem 31. 3. 20 Planmäßig angeſtell
ten Sekretäre (Aſſiſenten a. 55 zur Sonderprüfüng für
die Beſoldungsgruppe VII zuzulaſſen ſind. Ein Ae de

rungsantrag des Abg. SchuldtStegliz (Dem.) änſtelle
„Heeresdienſt das Wort „Kriegs verhältniſſe zu ſetzen,wurde abgelehnt. Die Regierung prot toſtierte gege n die

Annahme und erklärte die Regelung durch eine Geſetzes
maßnahme für unmöglich.

Niederſchlagung von Darlehen an Ausgewieſene. Der
vom Reichstag angenommenen Entſchließüng des g.Schuld t-Steglitz (Dem.), wonach die den Ausgewieſene en

gewährten Darlehen niedergeſchlägen werden ſollen,
von der Reichsbahngeſellſchaft nicht entſprochen worden

Abg. Schuldt hat deshalb den Reichsverkehrsminiſter er
ſucht, auf die Reichsbahngeſellſchaft einzuwirken, daß ſie
der Entſchließung

Verlängerung des Veſoldungsſperrgeſeges. Das Be
ſoldungsſperrgeſetz, um deſſen Aufhebung bekanntlich im
Vorjahre ein heftiger Kampf entbrannte, ſoll planmäßig
am 31. März d. J. ablaufen. Die Reichsregierung hat wider
Erwarten dem Reichsrat den Geſetzentwurf auf aber
malige Verlängerung des Beſoldungsſperrgeſees um ein
Jahr vorgelegt. Die demokratiſche Reichstagsfraktion
wird, wie ſchon im Vorjahre, auch jetzt der Verlängerung
auf das Entſchiedenſte widerſprechen Die Abſicht der
Verlängerung des Beſoldungsſperrgeſetzes zeigk, daß der
Reichsfinanzminiſter Dr. Reinhold von der Geheimbüro
kratte ſeines Reſſorts ſchlecht beraten worden iſt denn das
Geſetz hat keine Ausſicht, im Reichstag die Mehrheit zu
bekommen.

er

Bezirk Magdeburg
D. D. P. EGeſchäftsführender Ausſchuß.) Sitzung

Montag den 8. März, abends 8 Uhr in der Geſchäfts
ſtelle

D. D. P. (Stammtiſch.) Dienstag den 9. März
abends S Uhr Hotel „Weißer Bär“, Weinſaßſtraße 6
Mitglieder und Freunde herzlich willkommen

Partelfreunve!
Beſucht die Verſammlungen der Stadtteilsgruppen.

Beachtet vitte den Verſammlungskalender der Tages
zeitungen.

den 10. März abends 8 Ahr
T (Tauengienſtr. 6) Verſammlung.Dr. Bohn er und eillkommen

emokrateſche Partei Magde
rg. Parteiſreunde! Wir bitten dringend um Be

antwortung des Rundſchreibens unſeres Vorſitzenden
Herrn Landtagsabe ordneten Dr. Bohner, vom 17. Fe
heunar. Es wäre un ſehr erwünſcht, wenn die Antwort
bis ſpäteſtens kommenden Mittwoch einginge, da Herr

Dr. Bohner an dieſen Tage eine Durchſicht vorzunehmen
gedenkt. Niemand verzögere die Antwort

Bezirkstagung. Wir machen unſere Vertrauens
männer ſchon heute darauf aufmerkſam, daß am Sonn
abend den 20. und Son tag den 21. März in Magdeburg

eine größere Tagung ſtattfindet, die ſich mit Siedlungs
und Beamtenfragen, ſowie mit der neuen Preußiſchen

Städte und Landgemeindeordnung beſaſſen wird. An
ſere Vertrauensmänner bitten wir, bei allen paſſenden
Gelegenheiten auf dieſe Tagung zu verweiſen. Sämt

auch ehrenamtlich
kätigen Parteifreunde müſſen an dieſer Tagung teil
nehmen.

An die Jungdemokraten Mitteldeutſchlands und
Freunde demokratiſcher Weltanſchauung!

Wir rufen Euch auf zur
Verbandstagung am 13. und 14. März 1926

in Magdeburg.
Aus dem inhaltsreichen Tagungsplan ſeien beſonders

die Reden des Reichstagsab geordneten Prof.
Bergſträßer und der Jung demokraten Hans
Werner Gyßling- Berlin und Waldemar
Krauſe Erfurt hervorgehoben. Anmeldungen und
Anfragen ſind an Ernſt giſcher Magdeburg, Vis-
marckſtr. 38, zu richten. Von dieſer Stelle wird Näheres

über die Tagung bekänntgegeben.
Landesverband Mitteldeutſchland

Deutſcher Demokratiſcher Jugend

Die Stadtteilsgruppe Sudenburg veranſtaltete am
Donnerstag den 25. Februar abends 8 Ahr im „Goldenen
Löwen ihre Hauptverſammlung. Mit der Führung der
Gruppe wurde Herr Richard Winter und als ſein

Stellvertreter Herr Lehrer Scharffenſtein betraut.
Die übrigen Vorſtandsmitglieder der Stadtteilsgruppe
Hurden wiedergewählt, desgleichen die Mitglieder in den
rweiterten Vorſtand der Ortsgruppe Magdeburg. Herr
andtagsabgeordneter Med. Rat Dr. Mathias-
Zernburg ſprach in begeiſterter Rede über Demo
Fratie und Aufbau Her Vortragende wies aufdie ſtürmiſchen und bewegten Zeiten hin, die nach dem
Zuſammenbruch für die Republik einſetzten und betonte
nachdrücklichſt, daß das Werk von Weimar nicht mehr be
ſeitigt werden könnte. Der Gedanke zur e und
zur Republik verankere ſich immer ſtärker, ſo daß weite
Kreiſe ſich ihrer Pflicht gegenüber dem jungen Staate
bewußt werden. Dieſe Pflichten bedeuten für den natio
nal bewußten Staatsbürger Mitarbeit an dem Aufbau
unſeres lieben Vaterlandes. Selbſtverſtändlich könnte

man in Einzelfragen eine äbweichende Meinung haben, das
ſei aber noch lange kein Grund, abſeits zu ſtehen und
e es zu verdammen. Man ſollte das Gute in der Re
hublik anerkennen und das Schlechte beſeitigen und aneher Stelle etwas Beſſeres ſetzten. Ein pflichtbewuß
es auf dem Boden der Republik ſtehendes Beamtentum

ſet unbedingt nötig. Der Eid auf die Verfaſſung be
deute, der Rep ublitk zu dienen Mit einem ſtar
ken ſozialen Bekenntnis für die ſchaffenden Stände in
Skadt und Land ſchloß Redner ſeine mit ſtarkem Beifall
aufgenommenen Ausſührungen. Herr Stadty. Dürre
ſprach über ſtädtiſche Angelegenheiten, wobei er beſon
ders auf die kommunalpolitiſche Tagung der demokra
liſchen Partei in Berlin hinwies, Die neue Städeord
nung, wie ſie heute zur Beratung ſtehe, widerſpricht ſtark
dem Geiſt der Selbſtverwaltung. Nach Anſicht bedeuten
der Konmunalpolitiker bedeute der vorgelegte Entwurf
in mancher Hinſicht eine Verſchlechterung gegenüber dem
bis m Zuſtand. Redner behandelte alsdann ein
gehend den ſtädtiſchen Etat, der ekwa 67 Millionen Mark
et fragen dürfte. Das bedeute eine Erhöhung um etwa

15 Millionen Mark gegenüber dem Vorjahr AmSchluſe ſeiner Ausführungen ging der Redner auf die
von kechtsſte hender Seite geſtellten Anfragen betr. poli
kiſche Betätigung der Beamten ein und gab der Ver
n ung einen Bericht über die von Herrn Stadtv.
Schüler in einer demokratiſchen Verſammlung gemachten
Aeußerungen. Die Verſammlung billigte die Haltung des
Herrn Schüler und insbeſondere die Stellungnahme der
demokratiſchen Rathausfraktion. An die Referate ſchloß
ſich eine längere Ausſprache

Neinſall der Deutſchnationglen. Die Deutſchnationale
Volkspartei hat am Dienstag den 2. März zu einer
öffentlichen Verſammlung eingeladen, in der Bäckermeiſter
eihetag abgeordneter Rieſeber ge Quedlinburg über
Handwerkerfragen ſprechen wollte. Die Verſammlung
konnte erſt gegen 10 Ahr beginnen, weil die Handwerks
meiſter, die durch die Jnnungsvorſtän de
offiziell zu dieſer Verſammlung einge
laden waren, agusblieben. Herr Rieſeberg
hielt eine ſeiner bekannten Wald- und Wieſenreden. Er
ſchimpfte über alles, über die „Miniſter- und Kanzler
Jnflattion Die verantwortlichen Stellen in Berlin ſind
nach ſeiner Meinung unfähig, das deutſche Volk zu regie
ren; ſähig ſind nur die Deutſchnationalen Recht eigen
artig mutete es an, daß Herr Rieſeberg den Verſuch
ünternahm, für den früheren Reichsminiſter, Herrn
Schiele, eine Lanze zu brechen für den Edelmut dieſes
Herrn, der ſeine Miniſterpenſion den Kriegsblinden über
wieſen hat. Die Handwerksmeiſter haben wirklich nichts
verſäumt, indem ſie dieſer Verſammlung demonſtrativ
fernblieben. Die Deutſchnationale Pleite iſt ein gutes
Zeichen für das Erwachen in den Kreiſen der Handwerks
meiſter. Dieſe haben, wenn auch zu ſpät, die negative

Politik der Deutſchnationalen durchſchaut. Man muß ſich
in den Aerger der deutſchnationalen Größen hineinver
ſehen. Herr GStudienrat Markowsky fuhr mit
ſchwerem Geſchütz auf, indem er ſich über die Republik
Und deren Miniſter luſtig machte. Das kann dieſer treue
„Vaterlandshüter“, denn die duldſame Republik iſt ge
gen ſolche Aeußerungen nachgiebig genug.

Zerbſt. Hier wurde eine Ortksgruppe der Demo
kratiſchen Jugend gegründet. Lehrerin M. Kopp-
raſch kennzeichneke den Zweck und das Weſen der Jung-
demokratie Vonſeiten der D. D. P. wurden von dem

Vorſitzenden, Herrn Lehrer Gebbert die beſten
Wünſche für Verlauf und Erfolg des Abends überbracht
und die Jugend ermahnt, ſtets ein verantwortungsbewuß-
es Leben gegenüber dem Staate wie dem Volke zu ſüh
ren. Die Jungdemokraten Ernſt Fiſcher Magdeburg
und Fritz Bruch Roßlau ſprachen über Organiſation,
Gruppenleben und gemeinſame Wanderfaährten. Mit
großem Intereſſe wurden die Ausführungen des Freundes
Fiſcher über die bevorſtehende Verbandstagung aufge
nommen. Eine ſtattliche Zahl Teilnehmer ſchloß ſich der
Orksgruppe an. Den vorläufigen Vorſitz führt Lehrerin
Mäarg. Koppraſch, Bahnhoſſtr. 41.

Bezirk Halle.
Ein Brief ſür die Frauenwelt. Dr. Helene Lange,

die auf dem Parteitag in Breslau, Dezember 1925, zur
Ehrenvorſitzenden der D. D. P. ernannt wurde,
ſchreibt in ihrer Ankwort: ſie fühle ſich mit ihrem ganzen
Lebenswerk den Jdeen der Demokratie ſo verbunden, daß

Artene De euren un ten
Unſere Boten kaſſieren jetzt den Mitgliedsbeitrag

für das laufende Jahr. Der Mindeſtbeitrag iſt
auf 6 Mk. jährlich feſtgeſetzt. Dieſer Beitrag
kann nach Wahl auch in halbjährlichen oder
vierkelzährlichen Raten gezahlt werden. Wir
bitten, die betreffenden Beträge bereltzuhalten.

Der Vorſtand der Ortsgruppe Halle.

n mineſie dieſe Ernennung als eine Anerkennung
des Kerns und Sinnes ihrer Lebensgarbeit“
mit dankbarer Freude annimmt. Sie fährt dann fort:

„Die Entwicklung der Frau zur ſelbſtbeſtimmenden
Perſönlichkeit, zur gleichberechtigten und gleichverant
wortlichen Staatsbürgerin, für deren Verwirklichung ich

Lebensarbeit eingeſetzt habe, iſt für mich die Kon
ſequenz der demokratiſchen Jdee geweſen, die ſtets meinepolitiſche Weltanſchauung veſt timmt hat. Jch habe es nie

verſtehen konnen, daß Frauen, die dieſer Jdee ihre poli
tiſche Befreiung verdanken, ſich ihr nicht in gleicher Weiſe

S
ihnen

n ne All

meine

Nikolaus eine ſtark beſuchte außerordentliche Mitglieder

verpflichtet fühlen. Für alle Frauen, die bewußt für da
Ziel ihrer Gleichberechtigung in Bildung, Beruf un
Staatsleben gearbeitet haben, erſcheint es mir als ein
Halbheit und eine Jnkonſequenz, wenn ſie nun nicht da
Recht, das ſie für ſich erkämpft haben, grundſätzlich alle
anderen Mitbürgern zugeſtehen. Daß heute ſelbſt Frauen
die der Frauenbewegüng innerlich angehören, aus Kla
ſenegoismus und geſellſchaftlichen Vorurteilen die Deme
kratie ablehnen, ſcheint mir nur aus der Wirkung de
nationalen Zuſammenbruchs und des wirtſchaftliche
DHrucks erklärlich. Jch bin feſt überzeugt, daß mit de
UAeberwindung dieſes Drucks, mit der Feſtigung unſere
Staatslebens und dem Wiedererſtarken der Kraft unſere
Volkes auch die Frauen zu der Einſicht kommen werden
daß der Boden der demokratiſchen Jdeen allein ihre neu
errungenen Rechte krägt und gewährleiſtet. Jch bin über
zeugt, daß die Jugend noch einmal die ſittliche Größe dieſe
Jdeen und ihre Bedeutung für die Weckung und edelſte
u. geſundeſten nationalen Kräſte erkennen u. den Geiſt de
Weimarer Verfaſſung als einen Geiſt nationaler Wieder
geburt begreifen lernen wird. Dann wird die vollkommen
innere Einheit des Weſens der Frauenbewegung mit den
Weſen der Demokratie verſtanden werden. Dieſem Zie
hoffe ich in enger Verbundenheit mit der Demokrätiſchei
Partei noch dienen zu können. e Viſcho

her Kom

üdelung

Ein Prozeß gegen den Stahlhelm. Jn Magdebur
verhandelte am letzten Montag das erweiterte Schöffen
gericht gegen den politiſchen Redakteur der Wochenſchrif
„Der Stahlhelm“ Georg Derbinger wegen
übler Nachrede, Außerdem war angeklagt der Eiſen
bahnangeſtellte Friedrich Voege lin Düſſeldorf. Nach
Angabe des Angeklagten Voegelin ſollte Regierungs
präſident Grühner eine Aufforderung, als Ent
haſtungszeuge vor einem franzöſiſchen Kriegsgerich
zu erſcheinen, mit dem Bemerken abgelehnt haben, fü
Nationgaliſten lege er kein Zeugnis ab. Die Ange
klagten konnten einen Beweis für ihre Anſchuldigungen
niüſcht erbringen. Auf Vorſchlag des Gerichtsvorſitzender
kam folgender Vergleich zuſtande

Die Angeklagten haben ſich überzeugt, daß Re
gierungspräſident Grützner weder zum franzöſiſchen Ver
teidiger noch zu Rechtsanwalt Groß (Düſſeldorf) geäußer
hat „Für Nationaliſten erſcheine er nicht vor einem fran
zoſiſchen Kriegsgericht als Entlaſtungszeuge.“ Sie ſin
damit einverſtanden, daß dieſe Erklärung in der Stahl
helmzeitung auf der erſten Seite einmal veröffent
licht wird. Regierungspräſtdent Grützner erklärt ſeiner
ſeils: „Jch habe mich durch die Beweisaufnahme über
zeugt, daß die Angeklagten die vorliegende Aeußerung
nicht aus Rachſucht oder niederen Motiven aufgeſtellt ha
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Deutſche Friedensgeſellſchaft e. V., Ortsgruppe Halle en

g. S. Am 26. Februar d. J. fand im Reſtaurant St

vberſammlung der D. F. G., Ortsgruppe Halle a. S. ſtatt
Anſtelle des zurückgetretenen bisherigen erſten Vorſitzen
den wurde Herr Alwin Klemich gewählt. Die früher
Vorſitzende, Frau Freda Marie Gräfin zu Doh
na, die beſuchsweiſe hier weilte, hielt alsdann ein Re-
ferat als Vorfeier für den allgemeinen Volkstrauertag
Sie gedachte des verſtorbenen erſten Reichspräſidenten und
vor allem der hundertauſende deutſcher Kriegsopfer und
wies dann in intereſſanten Ausführungen auf die Ethil
der Friedensidee hin. Rednerin zeigte an Hand von
Bibelworten, wie irrig es iſt, einzelne aus dem Zuſam-
menhang herausgeriſſene Ausſprüche als Verherrlichung
und Heiligſprechung des Krieges zu benutzen. Jmmer wie-
der muß betont werden, daß es nur zwei Möglichkeiten
gibt ein vereinigtes Europa oder der Antergang des
alten Erdteiles. Kronzeugen für die Richtigkeit dieſes Ge-
dankens ſind Männer wie Kant, Morell, Romain Rol-
land uſw. Sogar Napoleon hat erkannt, daß nach dem
Zuſammenbruüch der Dynaſtien unbedingt nur ein ver
einigtes Europa möglich iſt. Die geiſtvollen Ausführungen
fanden bei allen Anweſenden dankbaren Anklang.

Das „Reichsbanner am Volkstrauertage. Die Fah
nenabordnungen und ein ſtarker Zug Begleitmannſchaften
des Reichsbanners SchwarzRotGold Halle a. S. zogen
am Sonntag vormittag zum Gertraudenfriedhof, um an Ein
läßlich des allgemeinen Volkstrauertages die Gefallenen m
durch Niederlegung eines Kränzes, der mit einer Schleife h Jwi ſt
in den Reichsfarben geſchmückt war, zu ehren. Bei ge d
ſenkten Fahnen wurde in einer Anſprache der für die n
Freiheit des deutſchen Volkes gefallenen Helden gedacht and,
Aber auch die Martyrer der Republik, die für das Wohl i
des deutſchen Volkes und für ihre Ueberzeugung ihr Le- nd für

ben ließen, wurden am Volkstrauertag nicht vergeſſen n
Den Toten galt der Eid: Deutſche Republik, wir ſchwören a
letzter Tropfen Blut ſoll Dir gehören! Starken inneren h n
Widerhall fanden die eindrucksvollen Worte bei den Zu
hörern. Alsdann bewegte ſich der Zug ſtadtwärts. Das
Reichsbanner SchwarzRotGold lehnte es ab, die Weihe Wonts
und den Ernſt des Volkstrauertages durch Muſik oder
Trommellärm zu ſtören, mit dem andere Verbände die

Straßen erfüllten. Kl.DeutſchDemokratiſche Frauengruppe Halle a. S. n

Donnerstag den 11. März abends 8 Uhr fin-
det im Reſtaurant „St. Nikolaus ein Vortrag von Frl. ſ.
Margarete Pekers über. Das Reichslichtſpiel-
Geſetz und der Entwurf für Bekämpfung der Schmutz
und Schund- Literatur in der Jugendfürſorge“ ſtatt. An
ſere Mitglieder ſind herzlich dazu eingeladen. Gäſte will-
kommen.
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nZum Ober-Regierungsrat iſt Herr Regierungsrat en

Emil Saupe an der Regierung in Merſeburg ernannt n

worden. nZum Polizei-Rat wurde Herr er e n
Wilhelm Seidel befördert.
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